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1 Ausgangslage

Anfang 2004 trat das Behindertengleichstellungsgesetz (BehiG) in Kraft. Darin wird der Grund-
satz festgelegt, dass die selbständige Nutzung des öffentlichen Verkehrs (öV) allen Menschen zu
ermöglichen ist, die in der Lage sind, den öffentlichen Raum autonom zu nutzen. Daraus ergibt
sich im Kontext des öV eine geteilte Verantwortlichkeit: Die Transportunternehmungen (TU) ha-
ben dafür zu sorgen, dass ihre Fahrzeuge niveaugleich zugänglich sind. Die Haltestelleneigentü-
mer (Kantone, Städte und Gemeinden) sind verantwortlich, dass sowohl der Zugang zu ihren Hal-
testellen als auch der Zugang von der Haltestelle ins Fahrzeug barrierefrei ist. Das Gesetz sieht
eine 20-jährige Übergangsfrist für den Umbau der Haltepunkte vor, die am 1. Januar 2024 abge-
laufen ist.

Trotz des Engagements der beteiligten Akteure und der bereits unternommenen Massnahmen war
die Umsetzung nicht fristgerecht möglich. Für Haltestellen, die seit 1. Januar 2024 nicht auto-
nom benutzbar bzw. barrierefrei ausgestaltet sind, müssen gemäss BehiG Ersatz- bzw. Überbrü-
ckungsmassnahmen angeboten werden. Die TU setzen primär auf die Hilfestellung durch das Per-
sonal, z. B. die Bereitstellung einer Rampe. Wenn dies nicht möglich ist oder die gesetzlichen
Anforderungen nicht erfüllt werden können, haben die TU einen Ersatztransport (sogenannter
Shuttledienst) als Lösung anzubieten. Menschen mit Behinderung können, falls die Benutzung
des öV auch mit Hilfe des Personals nicht möglich ist, einen Shuttledienst zu einer Haltestelle
mit hindernisfreiem Zugang zum öV in Anspruch nehmen. Diesen Dienst müssen sie rechtzeitig
beim Contact Center der SBB (CCH) bestellen. Die Shuttledienste transportieren die Fahrgäste
grundsätzlich zur nächsten (hindernisfreien) Haltestelle. Die Kosten, die den TU in diesem Kon-
text entstehen, sind vom Haltestelleneigentümer zu tragen.

Die vorliegende Richtlinie regelt die Anforderungen an Kreditorenrechnungen der TU ans TBA im
Falle von Shuttlediensten, die nötig sind, wenn Bushaltestellen an Kantonsstrassen beim Start-
punkt der Reise den Einsatz einer Rampe nicht erlauben oder die gesetzlichen Anforderungen
nicht erfüllen.

2 Gesetzliche und andere Grundlagen

- Bundesgesetz vom 13. Dezember 2002 über die Beseitigung von Benachteiligungen von
Menschen mit Behinderungen (Behindertengleichstellungsgesetz, BehiG; SR 151.3)

- Verordnung des UVEK über die technischen Anforderungen an die behindertengerechte Ge-
staltung des öffentlichen Verkehrs (VAböV; SR 151.342)

- Verordnung über die behindertengerechte Gestaltung des öffentlichen Verkehrs (VböV; SR
151.34)

- Strassengesetz vom 15. September 1999 (StraG; 442.110)
- Strassenverordnung vom 18. Januar 2000 (StraV; 442.111)
- Gesetz über den kantonalen Finanzhaushalt vom 20. November 2013 (FHG; SRSZ 144.110)
- Verordnung über den kantonalen Finanzhaushalt vom 9. Dezember 2015 (FHV; SRSZ

144.111)
- Faktenblatt von AllianceSwissPass «Behindertengerechter öffentlicher Verkehr: Faktenblatt

für Haltestelleneigentümer» vom 30. Oktober 2023 (nachfolgend: Faktenblatt für Haltestel-
leneigentümer)
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3 Voraussetzungen für die Kostentragung von Shuttletransporten durch das TBA

- Das TBA bezahlt grundsätzlich die Kosten des Shuttletransports von der Bushaltestelle an
einer Kantonsstrasse am Startpunkt der Reise, welche die Bereitstellung einer Rampe nicht
erlaubt oder die gesetzlichen Anforderungen nicht erfüllt, bis zur nächstgelegenen hindernis-
frei umgebauten Bus- oder Bahnhaltestelle. Führt diese Regelung dazu, dass innerhalb einer
Buslinie Mehrfach-Shuttletransporte nötig würden, bietet das TBA Hand zu einer pragmati-
schen Lösung und bezahlt die Kosten bis zur Wunschhaltestelle der betreffenden Buslinie,
maximal jedoch die Kosten bis zur Endhaltestelle der betreffenden Buslinie.

- Die Bestimmungen gemäss Faktenblatt für Haltestelleneigentümer werden eingehalten.

4 Anforderungen an Rechnungen von Shuttletransporten

Rechnungen sind an die folgende Rechnungsadresse einzureichen:

Tiefbauamt Kanton Schwyz
Finanzen und Controlling
Fachstelle Strassenmanagement
Postfach 1251
6431 Schwyz

Folgende Angaben sind auf den Rechnungen erforderlich:

- Name und Adresse der TU (Absenderin)
- Name und Adresse des ausführenden Shuttle-Dienstleisters
- Name und Nr. der Buslinie
- Name und Nr. der Start-Bushaltestelle (die nicht benützt werden konnte)
- Name und Nr. der End-Bushaltestelle
- Datum und Uhrzeit des Beginns des Transports
- Kosten des Transports exkl. MwSt und inkl. MwSt. Die Kosten sind wie folgt auszuweisen

(gemäss Faktenblatt für Haltestelleneigentümer):

- Transportkosten: Kosten, die der Shuttledienstleister dem TU für die Beförderungsleis-
tung des BehiG-Reisenden in Rechnung stellt.

- Aufschlüsselung der Kosten: Fahrkosten, Kilometer, Einsatzdauer, Zuschläge, Leerfahr-
ten etc.

- Handlingkosten Rechnungsabwicklung TU: Kosten, die dem TU durch die Rechnungsab-
wicklung bzw. Weitergabe ans kantonale Tiefbauamt entstehen.

- Kosten Koordination und administrativer Aufwand des CCH (derzeit rund CHF 56.- pro
Fahrt): Kosten, die durch die Koordination des Shuttledienstes durch Mitarbeitende im
CCH entstehen.

- nachvollziehbarer Nachweis der «Effizienz» der gewählten Lösung
- Angaben dazu, ob günstigere Alternativen geprüft bzw. diese berücksichtigt wurden
- Begründung, weshalb eine Hilfestellung nicht möglich war (Faktenblatt für Haltestelleneigen-

tümer, Anhang A)
- Bank- oder Postverbindung
- Zahlungsfrist 45 Tage

Verbuchung: Die Verbuchung erfolgt auf die Kostenstelle 282050 Konto 5010.532 «Bushalte-
stellen».
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Hinweis: Rechnungen, die nicht die geforderte Form und Kostentransparenz enthalten, werden
zurückgewiesen.
Das TBA behält sich zudem vor, Beförderungsdienstleistungen zurückzuweisen, sofern diese nicht
wirtschaftlich, verhältnismässig oder ausreichend begründet erscheinen.
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